
Für eine internationale Auf-
wertung des Bildungssek-
tors in Vorarlberg sprechen 

sich die hiesige Wirtschafts-
kammer (WKV) und Industri-
ellenvereinigung (IV) aus.  Die 
Interessenvertretungen unter-
mauern ihre Forderung mit ei-
ner Studie des Instituts für Bil-
dungsforschung der Wirtschaft 
(ibw), wonach heimische Un-
ternehmen konkreten Bedarf an 
einer internationalen Schule se-
hen. Vorarlberg und Burgenland 
sind die einzigen Bundesländer, 
in denen es bis dato kein derar-
tiges Schulangebot gibt. 

Auch Vorarlberger Eltern. Aus der 
Studie geht auch hervor, dass 
der Bedarf zukünftig steigen 
wird. „Es zeigt sich, dass nicht 
nur Kinder internationaler Fach-
kräfte, sondern auch Kinder von 
Vorarlberger Eltern als Zielgrup-
pe eines derartigen Angebots 
relevant erscheinen“, erklärt 
WKV-Direktor Christoph Jenny. 
Es gehe nun darum, schnellst-
möglich im Bildungsangebot 

einen internationalen Anschluss 
zu schaffen. „Momentan haben 
wir ein bilinguales Stückwerk in 
Vorarlberg. In einzelnen Schu-
len gibt es zwar Angebote, in 
denen manche Fächer bilingual 
unterrichtet werden, aber das ist 
nicht das, was unter einer inter-
nationalen Schule zu verstehen 
ist“, stellt Jenny klar. Vorarlberg 
brauche eine internationale 
Schule im engeren Sinn. Für den 
WKV-Direktor heißt das: „Eng-
lisch hat eine dominante Rolle 
im Unterricht, und die Lehrplä-
ne orientieren sich nicht nur an 
nationalen Standards, sondern 
auch an internationalen.“ Zudem 
soll es einen Bildungsabschluss 
geben, der auch einen internati-
onalen Anschluss ermöglicht.

„Längst überfällig“. Für IV-Vorarl-
berg-Präsident Martin Ohneberg 
ist eine internationale Schule im 
Land „eine längst überfällige 
Investition in die Zukunftsfä-
higkeit“ des Wirtschaftsstand-
orts Vorarlberg. „Wir werden 
künftig, um wettbewerbsfähig 

zu bleiben, stärker vom Zuzug 
ausländischer Fachkräfte abhän-
gig sein, als dies heute der Fall 
ist. Dafür ist ein international 
ausgerichtetes Bildungsangebot 
für ankommende Arbeitskräfte 
eine wichtige Grundvorausset-
zung“, so Ohneberg weiter. Gut 
ausgebildete Fachkräfte seien 

heutzutage oftmals international 
unterwegs. Damit Vorarlberg für 
Fachkräfte und ihre Familien aus 
dem Ausland als Arbeitsstand-
ort überhaupt infrage komme, 
brauche es deshalb nicht nur bi-
linguale Angebote an Schulen, 
sondern eine echte internatio-
nale Schule mit international an-

Eine von Wirtschaftskammer und 
Industriellenvereinigung in Auftrag ge­
gebene Studie sieht Bedarf an englisch­

sprachiger Privatschule in Vorarlberg. 
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Senderbrücke: Falsche Informationen?

Im Stadtplanungsausschuss
Dornbirn wurde kürzlich das

Projekt „Neubau Senderbrü-
cke“ vorgestellt. Dabei wurde
laut Neos Stadtvertreter Günter 
Scrinzi berichtet, dass die unter
Denkmalschutz stehende Holz-
brücke abgetragen, an anderer
Stelle wieder aufgebaut und an
dessen Stelle eine neue errich-
tet werden soll. „Da das Land

Vorarlberg keine Brücke auf 
fremden Boden errichtet, wurde
ein Grundstück für die Errich-
tung einer Behelfsbrücke ge-
kauft. Angeblich inklusive einer
Vereinbarung, dass diese nach 
Errichtung der neuen Brücke
wieder abgebaut und die Grund-
stücksfläche zum gleichen Ver-
kaufspreis wieder an die Stadt 
Dornbirn zurückgegeben wird“, 
erklärt Scrinzi.

Der Stadtvertreter wundert 
sich, dass in den Medien nun 
berichtet werde, dass die Holz-
brücke bestehen bleibe, und am 

vorgesehenen Standort der Be-
helfsbrücke eine neue Stahlbrü-
cke errichtet werden soll.  „Der 
uns vorgestellte Rückkauf des
Grundstückes ist anscheinend
kein Thema mehr und findet 
nicht statt. Uns stellt sich die
Frage, ob hier die Mitglieder des
Stadtplanungsausschusses, als 
auch die Mitglieder der Stadt-
vertretung mit falschen bezie-
hungsweise nicht aktuellen In-
formationen zu einem positiven 
Abstimmungsverhalten beein-
flusst wurden“, so Scrinzi in ei-
ner Aussendung.

Neos-Stadtvertreter Günter 
Scrinzi vermutet,  dass po­
litische Gremien bewusst 
falsch informiert wurden. 

DORNBIRN

Die Senderbrücke muss erneuert 
werden. � HARTINGER

In Vorarlberg 
und in Burgen-
land gibt es 
keine internati-
onale Schule.� APA

Neue Vorarlberger Tageszeitung

Bliem
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erkannten Abschlüssen, fordert 
Ohneberg. 

Die WKV und IV wollen nun 
Gespräche mit dem Land Vorarl­
berg und der Bildungsdirektion 
aufnehmen. „Wir werden auf die 
Ergebnisse der Studie zurück­
greifen, Experten mit ins Boot 
holen und uns mit internatio­

nalen Schulen austauschen, die 
in Österreich bereits erfolgreich 
sind“, erklärt Jenny. 

Standort im Rheintal. Als Stand­
ort für eine internationale 
Schule wird laut Studie der 
Ballungsraum Rheintal favori­
siert. Bei der Ausgestaltung des 
schulischen Angebots halten 
die befragten Unternehmen vor 
allem international anerkannte 
beziehungsweise anrechenbare 
Abschlüsse für besonders wich­
tig. Laut Einschätzung der be­
fragten Unternehmensvertreter 
könnten Kinder von rund 600 
Beschäftigten durchaus Interes­
se am Besuch einer internatio­
nalen Schule haben.
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Landtagspräsidenten: 
Nein zur Info-Freiheit 

Schulpakete-Aktion: 1100 Kinder profitierten

Die Präsidenten der Land­
tage Österreichs und 

Südtirols sowie Bundesrats­
präsident Peter Raggl (ÖVP) 
trafen sich am Montag unter 
dem Vorsitz von Sonderegger 
zu ihrer halbjährlich stattfin­
denden Tagung. In Bezug auf 
das in Ausarbeitung befind­
liche Informationsfreiheits­
paket, das insbesondere eine 
Reform der Amtsverschwie­
genheit vorsieht, unterstrich 
Sonderegger, dass die Landtage 
bereits maximale Transparenz 
praktizierten. Man sei sehr für 
diesen Übergang zur Informa­
tionsfreiheit, versicherte der 
Landtagspräsident. Allerdings 
müsse man dabei die Ebenen 
der Legislative und der Exeku­
tive sauber trennen. „Der par­
lamentarische Bereich muss im 
Gesetzesvorhaben ausgenom­
men sein“, so Sonderegger. Die 
Amtsverschwiegenheit sei ein 
Thema der Exekutive. Konsens 
bestand unter den Landtags­
präsidenten darüber, dass das 
Thema weiterverfolgt werden 
soll.

Diskutiert wurden in Vorarl­
berg darüber hinaus aktuelle 
Vorhaben aus dem Klima­
schutzministerium, über 
die der ebenfalls anwesende 
Staatssekretär Magnus Brun­
ner (ÖVP) Auskunft gab. Brun­
ner sprach über das Erneuer­

baren Ausbau-Gesetz (EAG), 
das Erneuerbare Wärme-Ge­
setz, die „CO2-Bepreisung“ und 
das Klimaschutzgesetz. 

Zur Konferenz zur Zukunft 
Europas, die von der Europä­
ischen Kommission, dem Eu­
ropäischen Parlament und dem 
Europäischen Rat organisiert 
wird, betonte das Landtags­
präsidenten-Gremium den 
Mitgestaltungsanspruch der 
Regionalparlamente sowie die 
Notwendigkeit der Einbindung 
der Bürger. Die Konferenz zur 
Zukunft Europas soll bis zum 
Frühjahr 2022 Visionen für Eu­
ropa erarbeiten, in der Kon­
ferenz werden die Landtage 
durch die bayerische Landtags­
präsidentin Ilse Aigner (CSU) 
vertreten. Noch bis Jänner 
2022 fänden Foren mit rund 
800 Bürgern unterschiedlichs­
ter Hintergründe aus allen Re­
gionen der EU statt. Aus diesen 
sollen konkrete Empfehlungen 
für die zukünftige Richtung 
der EU hervorgehen, stellte 
Sonderegger fest.

Hinsichtlich der Corona-
Pandemie tauschten sich die 
Präsidenten in Sachen „Best 
Practice“-Modelle aus der par­
lamentarischen Praxis aus. Im 
Vorarlberger Landtag werde 
nun etwa verstärkt die digitale 
Unterschrift (Handy-Signatur) 
genützt, sagte Sonderegger. 

Kinder aus finanziell schwä­
cheren Familien sind auch heuer 
wieder mit sogenannten Schul­
startpaketen unterstützt wor­
den. 

Wie die Pressestelle des Lan­
des kürzlich vermeldete, wur­
den bei den Stellen des Roten 
Kreuzes in Bregenz, Dornbirn, 
Feldkirch und Bludenz insge­
samt rund 1100 Pakete ausge­
geben. Das bedeutet, dass in 
Vorarlberg über 90 Prozent aller 
Anspruchsberechtigten dieses 
Angebot in Anspruch genom­
men haben, so viele wie in kei­
nem anderen Bundesland. Die 

Schulpakete-Aktion wird vom 
Sozialministerium und der Eu­
ropäischen Union finanziert und 
vom Land Vorarlberg koordi­
niert. 

Familien, die Sozialhilfe bezie­
hen, bekommen für ihre schul­
pflichtigen Kinder Gutscheine 
zugesandt und können aus ver­
schiedenen Schulstartpaketen 
wählen. Diese beinhalten Ruck­
säcke oder Schultaschen sowie 
je nach Schultyp und Altersstufe 
passende Schulmaterialien. Zum 
Schulstart 2021 wurden 1205 an­
spruchsberechtigte Kinder an­
geschrieben.

Konferenz der Landtagspräsidenten gegen Aufhebung 
des Amtsgeheimnisses im parlamentarischen Bereich. 

BREGENZ

BREGENZ

Landtags-
präsident 
Sonderegger: 
„Parlamen-
tarischer 
Bereich muss 
im Geset-
zesvorhaben 
ausgenom-
men sein.“
� VLK/BERTSCHLER

„Momentan haben 
wir ein bilingu-
ales Stückwerk in 
Vorarlberg.“
Christoph Jenny  
WKV-Direktor


